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Betreff: Bebauungsplan Nr. 011 G "Kaserne Lyautey, 1. Anderung (Baustoffmarkt)"
hier:
Auswertung der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB
und der frihzeitigen Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange (T6B) gemal § 4 Abs. 1 BauGB
sowie
Beschluss zur Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und der
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager dffentlicher Belange gemal 8§ 4
Abs. 2 BauGB

Beschlussempfehlung:

Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Speyer:

a. Den Beschlussvorschlagen zu den im Rahmen der frihzeitigen Beteiligungen
vorgetragenen Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplans
Nr. 011 G "Kaserne Lyautey, 1. Anderung (Baustoffmarkt)" wird gefolgt.

b. Dem entsprechend (Uberarbeiteten Entwurf des Bebauungsplans, der
Textfestsetzungen und der Begrindung mit Umweltbericht wird zugestimmt.

c. Die Verwaltung wird beauftragt, die Offenlage gemaR § 3 Abs.2BauGB
durchzufihren und das Verfahren zur Beteiligung der Behdrden und sonstiger
Trager offentlicher Belange gemal’ § 4 Abs. 2 BauGB einzuleiten.

Begrundung:

Ausschlaggebend fir die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 011 G ,Kaserne Lyautey,
1. Anderung (Baustoffmarkt)“ war der Bau eines Drive-In’s fiir Baustoffe als Erweiterung des
bestehenden Baumarktes der Fa. Bauhaus. Die Erweiterung wurde auf Grundlage einer
Befreiung nach 8§ 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB von den Festsetzungen des geltenden
Bebauungsplans Nr. 011 A ,Kaserne Lyautey” genehmigt und realisiert.

Zwischenzeitlich ist auch, wie im urspriinglichen Konzept vorgesehen ein Moébelmarkt
errichtet worden. Auf der Flache norddstlich des Mdbelmarktes wurden die Parkplatze des
Cura-Centers erweitert.

Hauptanliegen des neu zu erstellenden Bebauungsplans ist es, daflr Sorge zu tragen, dass
die Verkaufssortimente und Verkaufsflichen den raumordnerischen Vorgaben auch
zukunftig entsprechen. Vor allem die Zulassigkeit des Elektromarktes muss an dieser Stelle
zurickgenommen werden, damit evtl. zuklUnftig an anderen Stellen im Stadtgebiet, die
Voraussetzungen fir die Ansiedlung eines weiteren Elektromarktes geschaffen werden
koénnen.

In diesem Zusammenhang kann auRerdem durch die Anderung des Bebauungsplans das



Planungsrecht an die durch Befreiung genehmigten Gegebenheiten (siehe Begriindung Nr.
lll 1.1) angepasst werden. Es wird auf3erdem ein naturschutzfachlicher Ausgleich verankert
und dessen Refinanzierung gesichert.

Der Rat der Stadt Speyer hat in seiner Sitzung am 24.03.2011 den Beschluss zur Aufstellung
des Bebauungsplans Nr. 011 G ,Kaserne Lyautey, 1. Anderung (Baustoffmarkt)* gefasst.
Dieser Beschluss wurde im Amtsblatt 35/2011 am 16.09.2011 6ffentlich bekannt gemacht.

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 011 A ,Kaserne Lyautey".
Dieser Bebauungsplan wurde mit Datum vom 06.05.2002 rechtskraftig. Der Bebauungsplan
Nr. 011 G soll fir seinen Geltungsbereich die Festsetzungen des alten Bebauungsplanes
Nr. 011 A ,Kaserne Lyautey” ersetzen.

Der Beschluss die friihzeitige Burgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und die friihzeitige
Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange (8 4 Abs. 1 BauGB,
Scoping) durchzufiihren, erfolgte ebenfalls am 24.03.2011.

Ergebnis der Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB

Die Bekanntmachung der frilhzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit erfolgte im Amtsblatt
Nr. 035/2011 am 16.09.2011. Der Planentwurf des Bebauungsplans Nr. 011 G "Kaserne
Lyautey, 1. Anderung (Baustoffmarkt)" konnte in der Zeit vom 19.09.2011 bis einschlieRlich
05.10.2011 in der Verwaltung eingesehen werden.

Wahrend dieser Frist wurden keine Anregungen vorgetragen.

Ergebnis der Beteiligung der Behdrden und Trager offentlicher Belange gemaR
§ 4 Abs. 1 BauGB

Gemal § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange
mit Anschreiben vom 20.09.2011 aufgefordert, Anregungen zum Entwurf des
Bebauungsplans Nr. 011 G ,Kaserne Lyautey, 1. Anderung (Baustoffmarkt)* bis zum
12.10.2011 zu &uRRern.

Die nachfolgenden Tréger oOffentlicher Belange haben keine Stellungnahme zur Planung
abgegeben:

Handwerkskammer der Pfalz, Kaiserslautern

Industrie- und Handelskammer, Ludwigshafen

Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid, Ref. 42, Neustadt
050 Gleichstellungsstelle

060 Wirtschaftsforderung

FB 1-130, Stadtkdmmerei

FB 1-140, Rechtsamt

FB 1-153, Gebaudewirtschaft

FB 2-210/214 Ordnungsamt

FB 3-310, Kultur, Bildung und Sport

FB 3-320, Schul- und Sportamt

FB 4, Jugend, Familie, Senioren u. Soziales

FB 5-510, Bauverwaltung

FB 5-530, Bauordnung

FB 5-551, Baubetriebshof

Die nachfolgenden Trager offentlicher Belange haben keine Anregungen zur Planung

geaulert:

= SGD Sid, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Neustadt Schreiben vom 19.10.2011
= Eisenbahn-Bundesamt, Frankfurt am Main Schreiben vom 05.10.2011
= Pfalzwerke AG, Ludwigshafen Schreiben vom 20.10.2011
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= Creos Deutschland GmbH, Saarbriicken Schreiben vom 28.09.2011

= Struktur- und Genehmigungsdirektion Siid, Regionalstelle Schreiben vom 12.10.2011
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz, Neustadt

= Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid, Ref. 41, Neustadt Schreiben vom 07.10.2011

= FB 2-251, Umwelt u. Forsten, Untere Wasserbehdrde Schreiben vom 23.09.2011
= FB 2-253, Umwelt u. Forsten, Immissions-/Artenschutz Schreiben vom 11.10.2011
Folgende Trager 6ffentlicher Belange haben Anregungen zur Planung vorgetragen:

= Landesbetrieb Mobilitat, Speyer Schreiben vom 12.10.2011
= Deutsche Telekom Netzproduktions GmbH, Mannheim Schreiben vom 30.09.2011
= Kabel Deutschland GmbH, Trier Mail vom 26.09.2011
= FB 2-220, Ordnungsamt Schreiben vom 05.10.2011
= FB 2-251, Umwelt u. Forsten, Untere Bodenschutzbehorde Schreiben vom 20.09.2011
= FB 2-252, Umwelt u. Forsten, Untere Naturschutzbehoérde Schreiben vom 11.10.2011
= FB 5-540, Tiefbau Schreiben vom 05.10.2011
= Stadtwerke GmbH Schreiben vom 30.09.2011
= Verkehrsbetriebe Speyer Schreiben vom 06.10.2011
= Entsorgungsbetriebe Speyer Schreiben vom 30.09.2011

Folgende Trager offentlicher Belange haben bebauungsplanrelevanten Anregungen zur
Planung vorgetragen:

LANDESBETRIEB MOBILITAT —LBM- SPEYER, VOM 12.10.2011

a. Eine Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der L 528 ist mit geeigneten Mitteln
auszuschlief3en.

b. Die interne ErschlieBung des Gelédndes ist so zu gestalten, dass der Verkehrsfluss auf
der Landesstral3e (z.B. durch Rickstaus) nicht beeintrachtigt wird.

c. Auch wahrend der Bebauung der Grundstiicke darf die Landesstral3e nicht verschmutzt
werden. Sollten dennoch Verschmutzungen auftreten, sind diese unverztiglich von und
zu Lasten des Verursachers zu beseitigen.

d. Es ist zu beachten, dass angedacht ist, zwischen Flurstick Nr. 5699/9 und 5699/8 eine
Ein- und Ausfahrt, jeweils nur fir Rechtsabbieger, von/zur L 528 herzustellen. Die
ErschlieBung von der L 528 (auch wahrend der Bauzeit) darf, solange die o0.g., von der
LBM zur Bauausfuhrung freigegebene, Anbindung nicht realisiert wurde, entsprechend
dem rechtkraftigen Bebauungsplan nur vom Kreisverkehrsplatz erfolgen.

e. Die maximale Pylon-Ho6he in den textlichen Festsetzungen stimmt nicht mit der
Begriindung Uberein.

BESCHLUSSVORSCHLAG
Die Punkte a-c sind nicht bebauungsplanrelevant.
Die unter Punkt d thematisierte Ein- und Ausfahrt liegt auRerhalb der Geltungsbereich
des zu andernden Sondergebiets.
Der Anmerkung unter Nummer e wird dahingehend gefolgt, dass die Werte
redaktionell angepasst werden.

BEGRUNDUNG

Die Punkte a bis c stellen keinen Festsetzungstatbestand dar. Sie konnen auf Ebene des

Bebauungsplans nicht geregelt werden. Es wird auch darauf verwiesen, dass die

Erweiterung des Baustoffmarktes bereits erfolgt ist und es sich hier lediglich um eine

Anpassung der Festsetzungen im Bereich des Sondergebietes handelt. Am System der

ErschlieBung andert sich nichts.

d. Hinsichtlich Punkt d ist auszufiihren, dass auf Wunsch der ansassigen Betriebe eine
Planung fur eine Ein- und Ausfahrt, jeweils nur fir Rechtsabbieger &stlich des
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Mdobelmarktes erstellt wurde. Eine Insel in der IggelheimerstralRe soll das Linksabbiegen
verhindern. Uber eine konkrete Umsetzung und Finanzierung muss noch entschieden
werden. Eine Realisierung kann nur in Absprache mit dem LBM erfolgen.

Die MalRnahme befindet sich allerdings aufRerhalb des Geltungsbereichs des hier zu
andernden Bebauungsplans Nr. 011 G Kaserne Lyautey, 1. Anderung, (Baustoffmarkt).
Der Bebauungsplan steht dieser Mal3nahme aber nicht entgegen. Die Begriindung wird
entsprechend erganzt.

d. Die Anmerkung beziglich der Hohe des bereits bestehenden Pylonen ist korrekt. Die
Hohe wird in den Textlichen Festsetzungen und der Begriindung auf 30 m angepasst.
Auch im Vorgangerbebauungsplan Kaserne Lyautey ist die Héhe des Pylons mit 30,00 m
festgesetzt, eine entsprechende Genehmigung liegt vor.

Nach Absprache mit den Projektbeteiligten entfallt der zweite Pylon.

2. STADT SPEYER, ORDNUNGSAMT + STADT SPEYER, TIEFBAU VOM 05.10.2011

Der FuRgangerverkehr findet in dem aktuellen Bebauungsplan keine Beriicksichtigung. Die
Planung solle diesbezlglich nochmal tberarbeitet werden. Es wird gebeten die Textlichen
Festsetzungen bzw. die Darstellungen des Bebauungsplanes dementsprechend
anzupassen.

BESCHLUSSVORSCHLAG
Es ist keine Beschlussfassung erforderlich. Eine LOsung muss aul3erhalb des
Bebauungsplanverfahrens gefunden werden.

BEGRUNDUNG

Die ErschlieBung des Sondergebietes wurde bereits im Zuge der Umsetzung des
Bebauungsplans Nr. 011 A ,Kaserne Lyautey* realisiert. Die Anderung des Bebauungsplans
betrifft allein das Sondergebiet. Die hier vorhandenen Grundstiicke und die Stral3e sind
privat.

Eine bauliche Losung ist deshalb au3erhalb des Bebauungsplanverfahrens anzustreben und
muss mit den Eigentimern diskutiert werden. (Eine Mdglichkeit wére einen ausreichend
breiten Streifen auf der vorhandenen ErschlieBungsstrafe farblich zu markieren.)

3. STADT SPEYER, UNTERE NATURSCHUTZBEHORDE —UNB- , voM 19.08.2011, BEIRAT FUR
NATURSCHUTZ vOM 06.10.2011

a. Die zu andernden Grundflachen des rechtskraftigen BPL "011 A Kaserne Lyautey" durch
den Bebauungsplan "011 G Kaserne Lyautey, 1. Anderung (Baustoffmarkt)" umfassen
auch die Ausgleichsmalinahmen der planungsrechtlichen Festsetzungen M 3, M 4, M 6,
M 7 aus Bebauungsplan 011 A. Die AusgleichsmaBhahmen M 6: Heister- und
Strauchpflanzungen und M 7: Pflanzflachen im Stellplatzbereich und die
Baumpflanzungen in der Stellplatzanlage (je 4 STP Pflanzung 1 Laubbaum) sind bis jetzt
nicht hergestellt worden. Auf der Flache M 3 besteht eine Versickerungsmulde. Die
MaRnahme M 4 Vogelschutzhecke scheint von der Neuplanung nicht betroffen zu sein.
Sie ist deshalb plangerecht herzustellen.

b. Die Bodenversiegelung im neuen BPL 011 G nimmt um ca. 687 m? Flache zu, es werden
ca. 41 Baume weniger gepflanzt als im BPL 011 A festgesetzt sind. Die Eingriffsregelung
ist deshalb anzuwenden und eine Eingriffsbilanz ist neu aufzustellen. Fir neue Eingriffe
und fur nicht mehr umsetzbare jedoch festgesetzte Eingriffe aus dem alten BPL sind
realisierbare Ausgleichsmalinahmen zu erarbeiten.

Die Zuordnungsfestsetzung soll in differenzierterer Form formuliert werden. Die
AusgleichsmalRinahmen sind zur Gewahrleistung der Umsetzung eindeutig dem
jeweiligen Verursacher (Bauhaus, Mobelmarkt, Fa. HRC GmbH, u.a.) zuzuordnen.
Ansonsten gibt es Schwierigkeiten beim Vollzug dieser Festsetzungen. Uber einen
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stadtebaulichen Vertrag sollen die Details rechtssicher vereinbar werden. Bei Verkauf der
Grundsticke durch Fa. HRC GmbH an einen Betrieb ist sicherzustellen, wer zur
Umsetzung der Ausgleichsmal3hahmen verpflichtet ist.

Der Beirat fur Naturschutz fordert in diesem Zusammenhang einen Umweltbericht und
eine Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung. Es werden Pflanzungen von B&umen auf dem
Gelande mit ausreichendem Wurzel- und Kronenraum angeregt.

c. Die Erweiterungsgebaude fir den neuen Drive-In fur Baustoffe sind nach Kenntnis der
unteren Naturschutzbehérde bereits gebaut. Es wird angeregt, dass im Rahmen der
Baugenehmigung oder durch stadtebaulichen Vertrag sichergestellt wird, dass
Festsetzungen aus dem noch im Verfahren befindlichen Bebauungsplan 011 G
nachtraglich Bestandteil der Baugenehmigung werden und vom Bauantragssteller
realisiert werden. Auch zeigt sich der Beirat fiir Naturschutz irritiert, dass bereits wahrend
des Bebauungsplanverfahrens mit dem Vorhaben begonnen wurde.

d. Die Aufstellung eines zweiten Werbepylons wird aus Artenschutzgrinden Kkritisch
beurteilt. Das Sondergebiet grenzt Uber der B 39 an ein Natura 2000 - Gebiet an.
Negative Auswirkungen auf die Fauna als Folge nachtlicher Dauerbeleuchtung sind zu
vermeiden. Dies gilt im Ubrigen auch fir den vorhandenen Pylon mit der
Bauhauswerbung. Die Vertraglichkeit der Nutzung des BPL - Geldndes mit den
Erhaltungszielen des benachbarten Natura 2000 - Gebietes ist zu gewdahrleisten. Auch
durch den Beirat fur Naturschutz wird angeregt die Errichtung weiterer Pylone
auszuschlief3en.

BESCHLUSSVORSCHLAG

a. Die AusgleichsmalRnahmen M3, M 4 und M 6 werden nicht Bestandteil der
Bebauungsplandnderung sein. Sie liegen aul3erhalb des Geltungsbereichs der
Bebauungsplananderung. Die Umsetzung der genannten AusgleichsmalRnahmen
muss daher weiterhin plangerecht gemafl dem Bebauungsplan Nr. 011 A erfolgen.
Die AusgleichsmalRnahme M7 liegt innerhalb des Geltungsbereichs sie wird in den
Bebauungsplan tbernommen.

b. Eine neue Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung wurde erstellt. Die Neuversieglung und
der Baumverlust fallen geringer aus als zunachst angenommen.

Die Zuordnungsfestsetzung wurde konkretisiert.

c. Die Baugenehmigungen erfolgten auf Grundlage einer Befreiung vom derzeit
geltenden Bebauungsplan Nr. 011 A ,Kaserne Lyautey. Die Anderung des
Bebauungsplans dient der Anpassung der Verkaufsflachen. Ein stadtebaulicher
Vertrag wird nicht abgeschlossen.

d. Der zweite Werbepylon entfallt. Die Festsetzungen wurden entsprechend angepasst.

BEGRUNDUNG

a. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst nur den Bereich, fur den sich
planungsrechtliche Anderungen ergeben haben. Fir die Ausgleichsflachen/ -malRnahmen
M3, M 4 und M 6 ergeben sich keine Anderungen. Sie werden nicht in den
Geltungsbereich  miteinbezogen und sind somit nicht Bestandteil der
Bebauungsplananderung. Es wurde seinerzeit zum Bebauungsplan Nr. 011 A Kaserne
Lyautey ein stadtebaulicher Vertrag mit HRC geschlossen in dem festgelegt wurde, dass
samtliche Ausgleichsmaflinahmen von HRC herzustellen sind. Diese Mafl3nahmen sind
weiterhin vertragskonform im Rahmen des urspriinglichen Bebauungsplans zu
realisieren. Die oben genannten Flachen befinden sich auch im Eigentum von HRC.
Verwaltungsintern wird derweil die bisherige Umsetzung der Ausgleichsmaf3ihahmen
geprift und eine plangerechte Umsetzung angestrebt. Im rickwartigen Bereichs
zwischen den Gebduden wund der Bahngleise st die Umsetzung der
AusgleichsmalRnahmen abgeschlossen. Entlang der Iggelheimer-StraRe steht die
Umsetzung noch an.
Die AusgleichsmaRnahme M7 liegt innerhalb des Bereiches fir den sich Anderungen
ergeben haben (dieser befindet sich Uberwiegend im Eigentum der Nutzer oder deren
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Vermieter), demgemaR wird sie in den Geltungsbereich des Bebauungsplans
ubernommen. Aufgrund der Anderung liegen die Flachen nun teilweise an anderer Stelle
und /oder haben eine andere Gréf3e. Dies wurde in der Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung
bertcksichtigt.

b. Eine neue Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung wurde erstellt. Die Neuversieglung und der
Baumverlust fallen geringer aus als zundchst angenommen. Da im Bereich des
Mobelhauses zuséatzliche Grinflachen und B&aume realisiert wurden. So konnte in
Teilbereichen der Anregung des Beirats flir Naturschutz entsprochen werden.

Die Umsetzung der zusatzlichen Ausgleichsmalinahmen, die durch die Planung
verursachten werden, wird nun durch die neue Zuordnungsfestsetzung konkret dem
Verursacher Bauhaus zugeschrieben.

Die Zuordnungsfestsetzung wurde wie folgt konkretisiert:

.Durch die geplanten Malinahmen missen eine Flache von ca. 232 m2 sowie 26 Baume
ausgeglichen werden. Die MalRnahmen sind in vollem Umfang dem Verursacher, dem
Eigentiimer des Flurstiicks 5699/61, zuzuordnen (Bauhaus).”

c. Die Baugenehmigungen fur das Drive-In erfolgten auf Grundlage einer Befreiung vom
derzeit geltenden Bebauungsplan Nr. 011 A ,Kaserne Lyautey“ gemaf 8 31 Abs.2 Nr.2
BauGB. Hauptanliegen des Bebauungsplans ist es, dafiir Sorge zu tragen, dass die
Verkaufssortimente und Verkaufsflachen den raumordnerischen Vorgaben auch
zuklnftig entsprechen.

So ist es zu erklaren, dass die Bauarbeiten bereits wahrend des laufenden Verfahrens
begonnen und abgeschlossen werden konnten.

Ein stadtebaulicher Vertrag wird nicht abgeschlossen. Es ist beabsichtigt zur
Finanzierung der AusgleichsmaBnahme Kostenerstattungsbeitrage gemaR 8§ 135a -
135c von der Firma Bauhaus zu erheben. Von Seiten der Firma Bauhaus wurde zu
diesem Vorgehen bereits Zustimmung signalisiert.

d. Beide Werbepylone sind Bestandteil des rechtskraftigen Bebauungsplanes 011 A.
Allerdings wurde bislang nur ein Werbepylon realisiert. Nach Abstimmung mit der Fa.
Bauhaus ist der Bau eines zweiten Werbepylons nicht geplant und kann somit entfallen.
Der bereits bestehende Werbepylon wird weiterhin im Bebauungsplan festgesetzt. Die
Anzahl der Zulédssigen Werbepylone wird in den Festsetzungen auf einen reduziert. Die
Vertraglichkeit der Nutzung mit den Erhaltungszielen des benachbarten Natura 2000 -
Gebietes wird in Bezug auf die Werbepylone durch die vorliegende Planung verbessert.

4. STADT SPEYER, UNTERE BODENSCHUTZBEHORDE, VOM 27.06.2011

Der Punkt 5.8 ,Kennzeichnung von Flachen, deren Bdden erheblich mit umweltgefahrdenden
Stoffen belastet sind“ ist wie Folgt anzupassen:

.m Zuge des Konversionsverfahrens wurden umfangreiche Begutachtungen und
Erkundungen auf dem ehemaligen Gelande der Kaserne Lyautey durchgefiihrt, auf die im
Bebauungsplan 011 A verwiesen wird. GemalR den Festlegungen der 3. KoAG-Sitzung
wurden im bestehenden Bebauungsplan zwei Flachen mit Altlasten (09-08 und 09-12), fur
die eine Sanierung erforderlich war, gekennzeichnet. Zudem wurden die als nicht
altlastenverdachtig eingestuften Altstandorte (12, 14 / siehe Ubersichtsplane) benannt und
auf die Standardauflagen der SGD-Sud verwiesen. Im Zuge der der Rickbauarbeiten im
Bereich der alten Kaserne erfolgte die Sanierung der belasteten Flachen. Die Nutzung 14
(Waschplatz) wurde jedoch noch nicht zurtckgebaut. Fir den Ruckbau der Nutzung
bestehen nach wie vor die Standardauflagen der SGD-Sud (gutachterliche Uberwachung).
Fur die Nutzung 12 ist die Konversion abgeschlossen und gemaR 4. KoAG als Altstandort im
Bauleitplan zu kennzeichnen. Fir die Nutzungen 09 und 14 ist die Konversion noch nicht
abgeschlossen, da der Rickbau erst spater bzw. noch gar nicht erfolgte.”

Hierzu sollte eine Stellungnahme der SGD Sud eingeholt werden.
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BESCHLUSSVORSCHLAG
In die Planzeichnung und in die textlichen Festsetzungen wird die Kennzeichnung
entsprechend dem Vorgangerbebauungsplan tibernommen.
Die Begriindung wird gemal der genannten Formulierung angepasst.
Die Standartauflagen der SGD — Sud werden in die Hinweise zum Bebauungsplan
integriert.

BEGRUNDUNG

In die Planzeichnung und in die textlichen Festsetzungen wird die Kennzeichnung
entsprechend dem Vorgédngerbebauungsplan tbernommen. Die Kennzeichnungspflicht
ergibt sich aus der 3. KoOAG Sitzung nur fir diese Flachen.

Letztendlich werden die als nicht altlastenverdéchtig eingestuften Standorte (12, 19, 20, 22,
23, 24) benannt und auf die Standardauflagen der SGD-Sid verwiesen (Siehe Hinweis Nr.
14).

In die Begriindung werden gemaf dem Vorgangerbebauungsplan entsprechende Abschnitte
zu den Altlasten Ubernommen, soweit sich die ehemals umweltrelevanten Nutzungen
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befinden. Nutzung Nr. 14 liegt
aulRerhalb des Geltungsbereichs.

Die Struktur- und Genehmigungsdirektion Sidd, Regionalstelle Wasserwirtschatft,
Abfallwirtschaft und Bodenschutz wird in der Beteiligung der sonstigen ToB weiterhin
beteiligt werden. Sie hatte bisher gegen die Planung keine Einwénde.

5. DEUTSCHE TELEKOM NETZPRODUKTION GMBH MANNHEIM, IM AUFTRAG DER DEUTSCHE
TELEKOM GMBH, vom 30.09.2011
KABEL DEUTSCHLAND VERTRIEB UND SERVICE GMBH, TRIER VOM 26.09.2011

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationseinrichtungen, die ggf. verlegt oder
gesichert werden muissen.

Ferner wird der Hinweis gegeben, dass bei der Bauausfihrung die Kabelschutzanweisung
der Telekom und das ,Merkblatt Uber Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen® der Forschungsgesellschaft fir Stral3en- und Verkehrswese, Ausgabe
1989 zu beachten ist.

Im Plangebiet befinden sich stellenweise Telekommunikationseinrichtungen der Kabel
Deutschland.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Anlagen bei der Bauausfiihrung zu schitzen bzw. zu
sichern sind, nicht tiberbaut und vorhandene Uberdeckungen nicht verringert werden diirfen.
Sollte eine Umverlegung der Telekommunikationsanlagen notwendig sein, muss 3 Monate
vor Baubeginn der Auftrag erfolgen, um eine Planung und Bauvorbereitung veranlassen
sowie die notwendigen Arbeiten durchfiihren zu kénnen.

BESCHLUSSVORSCHLAG
Die dargestellten Empfehlungen der Telekom und Kabel Deutschland werden als
Hinweise ohne Festsetzungscharakter in die textlichen Festsetzungen aufgenommen.

BEGRUNDUNG

Die aufgefiihrten Hinweise stellen keinen Festsetzungstatbestand dar. Sie kénnen aufgrund
Ihres Informationsgehaltes in die Hinweise ohne Festsetzungscharakter aufgenommen
werden. Es wird auch hier darauf verwiesen, dass die Erweiterung des Baustoffmarktes
bereits erfolgt ist.
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6. STADTWERKE SPEYER GMBH, vom 30.09.2011

Es erfolgt keine Ableitung des Schmutzwassers in das offentliche Kanalnetz. Der nachste
offentliche Kanal befindet sich in der Siemensstra3e. Die Ableitung des Schutzwassers bis
dahin ist Sache des ErschlieBungstragers. Aus diesen Grinden ist die Stellungnahme des
ErschlieBungstragers und die Genehmigung der SGD-Sud erforderlich.

BESCHLUSSVORSCHLAG
Es ist kein Beschluss erforderlich.

BEGRUNDUNG

Das Schmutzwasser des Drive-IN wurde an die bestehende Schmutzwasserleitung des
Bauhaus-Bestandes angeschlossen, welche in der Strale zwischen Alt- und Neubau liegt,
Richtung Schienentrasse lauft und hinter dem Retentionsbecken Uber einen letzten Schacht
unter der Schienentrasse in die Siemensstraf3e mindet.

7. VERKEHRSBETRIEBE SPEYER, VOM 06.11.2011
Von den Verkehrsbetrieben wird darauf hingewiesen, dass das Kapitel zum OPNV nicht
mehr dem aktuellen Stand entspricht.

BESCHLUSSVORSCHLAG
Es ist kein Beschluss erforderlich. Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung,
das entsprechende Kapitel wurde an den Bestand angepasst.

WEITERES VORGEHEN

Als néchster Schritt sollen die formlichen Beteiligungen der Birger und der Trager
offentlicher Belange nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB auf der Basis der
beiliegenden Planung durchgefihrt werden.

Anlagen

= 1. Ubersichtsplan zur Abgrenzung des Geltungsbereiches
2. Entwurf des Bebauungsplans 011 G

3. Entwurf der Textlichen Festsetzungen

4. Entwurf der Begrindung incl. Umweltbericht

5. Schallschutzgutachten

Vorlage Nr. 1339/2014 - seite 8 von 8



	Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Speyer: 
	Begründung:
	Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
	Ergebnis der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
	Anlagen

